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Anlage 4 zur GRDrs 797/2015
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2016
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),

Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	320.02.02.xxx
32221100

	Amt für öffentliche Ordnung 
	EG 5 
	Assistenzkraft 

Geschäftszimmer
	1,0
	--
	hh-neutral
(40.800 €)


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung von 1,0 Stelle der Entgeltgruppe 5 für den Assistenzbereich im Geschäftszimmer der Gewerbe- und Gaststättenbehörde. 
2
Schaffungskriterien
Durch Streichung der Stelle Nr. 320.01.02.410 ist die Schaffung haushaltsneutral. Es handelt sich um eine Bereinigung des Stellenplans. Die zur Streichung stehende Stelle wurde bisher bereits im Bereich eingesetzt. 
Die Stelle ist für die publikumslenkende und kundenorientierte Serviceeinrichtung der Information, die Bearbeitung der Anfragen nach Gewerbeauskünften und für die Zuarbeit im Bereich der Erfüllung von Pflichtaufgaben nach Weisung dringend notwendig.
3
Bedarf

3.1
Anlass

Die Gewerbe- und Gaststättenbehörde ist in der Regel die erste Kontaktstelle bei der Landeshauptstadt für Gewerbetreibende, für andere öffentlichen Stellen und für Dritte, die Auskünfte erfragen oder sich über Gewerbetreibende beschweren möchten. Das Geschäftszimmer der Dienststelle gewährleistet dabei eine zentrale Dienstleistungs- und Servicefunktion. Es hat eine nicht zu unterschätzende Imagewirkung für die Landeshauptstadt und wird zunehmend persönlich frequentiert. 
Aufgrund der hohen Publikumsfrequenz und großen Anzahl an telefonischen Bürgerkontakten muss zum einen der inzwischen als zentraler Servicepunkt eingerichtete Informationsschalter während der Öffnungszeiten durchgehend besetzt sein, da hier neben der allgemeinen Auskunft die Steuerung des Publikums an die Sachbearbeitung erfolgt. Zum anderen ist die telefonische Erreichbarkeit sicherzustellen, was ebenfalls durch den Assistenzbereich gewährleistet wird. Hinzu kommen noch die laufenden Geschäfte des täglichen Betriebs im Geschäftszimmerbereich einer publikumsintensiven Dienststelle. Wie sich über Jahre gezeigt hat, ist der Einsatz von überplanmäßigen Kräften zur Erfüllung der Aufgaben zwingend notwendig, kann aber keinen Dauerzustand darstellen. 
Die Bearbeitung der im Jahr 2014 knapp 30.000 Auskunftsersuchen aus der Gewerbedatei ist wegen vielfach ungenauer Anfragen sowie der immer komplizierter werdenden Firmenkonstruktionen und -verschachtelungen zeitaufwändiger geworden, ebenso die Information und Beratung im Geschäftszimmer. Hier konnte dennoch bereits durch eine interne Optimierung erreicht werden, dass bei vollem Personalbestand eine zeitnahere Bearbeitung erfolgen konnte, was dazu führte, dass die Anzahl der wiederholten Anfragen zurückging und damit die Zahl der Auskünfte insgesamt gesenkt werden konnte. Eine weitere Optimierung ist hier jedoch nicht mehr möglich. Dagegen hat die Zahl der erweiterten Gewerbeauskünfte, bei denen zusätzlich die private Wohnadresse verlangt wird, stark zugenommen, was wieder einen zusätzlichen Zeitaufwand bedeutet.
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung
Derzeit sind im Assistenzbereich des Geschäftszimmers der Gewerbe- und Gaststättenbehörde 2,5 Stellen planmäßig vorhanden und besetzt. Zudem sind zwei weitere Mitarbeiterinnen mit einem Beschäftigungsumfang von insgesamt 140 % überplanmäßig diesem Bereich zugeteilt. 
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Bei Ablehnung der Stellenschaffung ist davon auszugehen, dass weder im zentralen Servicebereich der Dienststelle, noch in den beiden Sachgebieten die Arbeitsqualität und -quantität aufrecht erhalten werden kann. Verzögerungen in der Fallabwicklung wären die Folge, da Zuarbeiten nicht mehr im erforderlichen Umfang geleistet werden könnten. Im schlimmsten Fall könnte es zu Schadensersatzforderungen kommen, wenn geschäftliche Unterlagen von Gewerbetreibenden nicht in einer möglichst kurzen Zeit nach der Auswertung zurückgegeben werden können.
Andere Behörden nach dem Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz, insbesondere das Hauptzollamt und die Polizei sind auf kurzfristige und korrekte Auskünfte im Rahmen ihrer Ermittlungen und Verfahren angewiesen, dies könnte nicht mehr gewährleistet werden. Zudem werden Beschwerden öffentlicher Gläubiger zunehmen, weil ihnen Auskünfte nicht oder erst mit erheblichem Zeitverzug erteilt werden können. Des Weiteren werden Gewerbeuntersagungsverfahren nicht durchgeführt oder nicht zeitnah abgeschlossen werden können, für die der Assistenzbereich wichtige Zuarbeit leistet.
4
Stellenvermerke

Keine
